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Das Rätsel rund um den folgen-
schwersten Abstimmungssonn-
tag derNachkriegszeit lüftet sich.
Am 6. Dezember 1992 lehnten
50,3 Prozent der Stimmbevölke-
rung den Beitritt der Schweiz
zum EuropäischenWirtschafts-
raum (EWR) ab. Eine bittere Nie-
derlage für den Bundesrat und
weite Teile der eidgenössischen
Politik. Ein Triumph für Chris-
toph Blocher und seine SVP, die
mit dem Schwung des Abstim-
mungssiegs zur stärksten Partei
der Schweiz aufstieg.

Bereits in den Neunzigerjah-
ren zeigten Analysen, dass die
Verknüpfung des EWRmit einem
baldigen EU-Beitritt einenwich-
tigen Einfluss auf das Nein der
Stimmbevölkerung hatte. Die
fatale Verbindung hergestellt
hatte derBundesrat höchstselbst:
Im Mai 1992, sechs Monate vor
der EWR-Volksabstimmung, de-
ponierte er in Brüssel ein EU-
Beitrittsgesuch.

Fast 25 Jahre lang schlug die
SVP politisches Kapital aus die-
semBrief. Erst 2016 zog die Lan-
desregierung das Gesuch zurück.
Grund war massiver Druck aus
dem Parlament.

Entschlossen gegen
dieWand gefahren
Doch was veranlasste den Bun-
desrat 1992 zu diesem symbol-
trächtigen Akt? Wer waren die
Triebkräfte hinter demBeitritts-
gesuch? Und war sich der Bun-
desrat der damit verbundenen
Risiken bewusst?

Diese Fragen können jetzt
zweifelsfrei beantwortetwerden.
Mit dem Jahreswechsel sind die
Sperrfristen auf denvertraulichen
Bundesratsprotokollen des Jah-
res 1992 ausgelaufen. In derNacht
auf Sonntag hat die Forschungs-
stelle Diplomatische Dokumente
der Schweiz (Dodis) die bedeu-
tendsten Dokumente publiziert –
nebenweiteren interessantenAk-
ten zur Schweizer Aussenpolitik.

Die Bundesratsprotokolle be-
stätigen, was bisher oft kolpor-
tiert wurde: dass der Bundesrat
unter dem Eindruck des Mauer-
falls und der sich beschleunigen-
den europäischen Integration
eine Isolation der Schweiz
befürchtete. Und dass interne
Differenzen dem Gremium ver-
unmöglichten, eine konsistente
Europastrategie zu verfolgen.

Gleichzeitig zeigen die Doku-
mente in bisher nicht bekannter
Klarheit,wie dem Bundesrat die
öffentlicheWirkung seiner Ent-
scheide oftwichtigerwar als de-
ren sachliche Begründung. Der
Bundesratwollte demVolk Füh-
rungsstärke beweisen. Und fuhr
mit grösster Entschlossenheit
gegen dieWand.

Die riskante Flucht
nach vorne
Dabei sah der Bundesrat das Un-
heil durchaus kommen. Bereits
im Oktober 1991 warnte Justiz-
ministerArnold Koller (CVP), die
Bevölkerung habe ein negatives
Bild über den Gang derEWR-Ver-
handlungen. In derÖffentlichkeit
sei «der Eindruck entstanden,
dass die Schweiz sich tranchen-
weise abschlachten lässt».

Doch weil die Bundesräte ein
Abseitsstehen beim EWR nicht

riskieren wollten, entschlossen
sie sich zu einer Flucht nach vor-
ne: Ja zum EWR-Beitritt. Und Ja
zum strategischen Ziel eines EU-
Beitritts. Der EWR, so erklärten
es die Bundesräte der überrum-
pelten Bevölkerung, sei «nur eine
Etappe».

Der Entscheid sollte Klarheit
schaffen. Doch stiftete er in der
Bevölkerung zusätzlicheVerwir-
rung. Das erkannten bald auch
die Bundesräte. Während einer
Europaklausur im April 1992
stellte Verteidigungsminister
KasparVilliger (FDP) fest, dass es
demBundesrat nicht gelang, die
konkurrenzierenden Ziele EWR
und EU in Einklang zu bringen.
Ohne klare Strategie «wird in der
Öffentlichkeitweiterhin behaup-
tet, der Bundesrat führe und ent-
scheide nicht. Die heutige Unsi-
cherheit wirkt sich für den Bun-
desrat sehr negativ aus.»

Die Situation war verzwickt:
Zum einen wuchsen in der
Bevölkerung die Zweifel amÖff-
nungskurs des Bundesrats. Jean-
Pascal Delamuraz (FDP) warnte
im April 1992: Der EWR durch-
laufe eine negative Phase, der
Abstimmungskampfwerde hart.

«Und aktuell muss man anneh-
men, dass es um die Stimmung
zur EU nicht besser bestellt ist.»

Stich, Koller und
Villiger bremsten
Zum anderenwar der Bundesrat
uneinig überdasVorgehen. Sollte
er denUrnengang über den EWR
abwarten und erst anschliessend
den EU-Beitritt vorantreiben?
Oderwäre es besser, das eigent-
liche Fernziel anzupeilen und
rasch ein Beitrittsgesuch in Brüs-
sel zu deponieren?

Nachdem die Europaklausur
vom April 1992 ergebnislos ge-
endet hatte, traf sich die Landes-
regierung fünf Wochen später
zur Schicksalssitzung. Nun, am
18. Mai 1992, hatten sich die
Fronten geklärt. Otto Stich (SP),
Arnold Koller und KasparVilliger
lehnten ein raschesVorgehen ab.
Sollte der Bundesrat das Gesuch
vor der EWR-Abstimmung ein-
reichen,würde erdenUrnengang
sehr belasten, mahnte Arnold
Koller. «Vorsicht ist geboten,
denn die Bauern haben sich zum
Beispiel für den EWR, aber gegen
einen Beitritt ausgesprochen.»
Kaspar Villiger pflichtete bei:

«Der EWR hat eine echte Chan-
ce.» Hingegen sei die Beitritts-
frage immer noch sehr kontro-
vers. «Es wäre fatal, wegen die-
ser Opposition den EWR zu
gefährden.»

Dagegen sahen die drei latei-
nischen Vertreter im Bundesrat
Vorteile in einem sofortigen Ein-
reichen des Beitrittsgesuchs.Da-
durch könne der Bundesrat die
Diskussion klären, fand Pascal
Delamuraz.

Für Flavio Cotti (CVP) hatte
sich der Bundesrat selbst unter
Zugzwang gesetzt. «Die Hypo-
thek der Entscheidung, den Bei-
tritt als strategisches Ziel zu
definieren, bleibt in jedem Fall
bestehen», sagte er. Wegen der
Schwächen des EWR-Vertrags sei
es aber vorzuziehen, das Bei-
trittsgesuch sofort einzureichen.
CottisAnnahme: Je konkreter die
Perspektive eines Vollbeitritts,
desto eherwären die Stimmbür-
ger bereit, den EWR-Vertrag zu
schlucken.

Der Mann, der zwischen die-
sen Fronten stand,warAdolf Ogi
(SVP). Der damalige Infrastruk-
turminister plädierte in der ent-
scheidenden Bundesratssitzung

zunächst dafür, die Einreichung
des Gesuchs aufzuschieben. Ogi
war nervös wegen der bevorste-
henden Abstimmung über die
neuen Eisenbahntunnel durch
Gotthard, Lötschberg undMonte
Ceneri (Neat). Ogi warnte, dass
ein Vorpreschen des Bundesrats
«sowohl die Abstimmung über
die Neat als auch jene über den
EWR belasten könnte».

Doch dann, nach einer zwei-
tenTischrunde, knickteAdolf Ogi
ein und schloss sich den
Beschleunigern an. Ironie derGe-
schichte: Als der Bundesrat 1992
entschied, sofort ein EU-Bei-
trittsgesuch einzureichen, war
der SVP-Minister das Zünglein an
derWaage.

«EineWelt
zusammengebrochen»
DerSchicksalsentscheid vomMai
1992wird bis heute von denTeil-
nehmern sehr unterschiedlich
bewertet. Vor einigen Monaten
sprach SRFmitArnold Koller und
Adolf Ogi über jenen Moment.

Der damalige CVP-Justizmi-
nister Koller erinnert sich,wie er
nach der Sitzung aus dem
Bundesratszimmer in sein Büro
gewechselt habe. «Da ist gewis-
sermassen eineWelt zusammen-
gebrochen.» Für ihn sei klar
gewesen, dass damit die EWR-
Abstimmung verloren sei, so
Arnold Koller. Ogi hingegen ver-
teidigt den Entscheid als logische
Fortsetzung der Strategie, die der
Bundesrat im Oktober 1991 fest-
gelegt hatte. Ogi: «Das ist ehrli-
che und korrekte Politik, und ich
würde es heute genau gleich
machen.»

ZweiTage nach demBundesrats-
entscheid schrieb Bundespräsi-
dent René Felber (SP) einen Brief,
in dem er Brüssel formell um
Aufnahmevon Beitrittsverhand-
lungen bat. Der damalige SVP-
Nationalrat Christoph Blocher
freute sich: «Nunwird die EWR-
Abstimmung gleichzeitig eine
EU-Abstimmung.» Er ahnte es
wohl. Der Bundesrat hatte sich
selbst schachmatt gesetzt.

Ogi zögerte – dann knickte er ein
Geheimprotokolle veröffentlicht 1992 drängte die Schweiz auf Verhandlungen über einen EU-Beitritt. Es war der grösste taktische Fehler
des Bundesrats in der Nachkriegszeit. Jetzt zeigen bislang geheime Dokumente, wie der fatale Entscheid zustande kam.

«Es gilt, die Diskussion im Parlament abzuwarten»: Bundesrat Adolf Ogi drückte in der Sitzung
vom 18. Mai 1992 zunächst auf die Bremse (Ausriss aus dem Protokoll). Foto: PD/Dodis

Was ist der EWR?

Der EuropäischeWirtschaftsraum
(EWR) wurde Anfang der 1990er-
Jahre eingerichtet, um den
Binnenmarkt der Europäischen
Gemeinschaft (EG, heute: EU)
auf die Länder der Europäischen
Freihandelszone (Efta) auszu-
dehnen. Die damals sieben Efta-
Staaten, darunter die Schweiz,
sollten also Zugang erhalten zum
freien Verkehr von Personen,
Waren, Dienstleistungen und
Kapital innerhalb der EG.
Ausser der Schweiz haben alle
Efta-Staaten das EWR-Abkom-
men ratifiziert, das regelmässig
an die Entwicklung des relevanten
EU-Rechts angepasst wird.
Finnland, Österreich und Schwe-
den traten kurz darauf der EU bei.
Heute gehören nur noch Norwe-
gen, Island und Liechtenstein dem
EWR an. Die Schweizer Stimm-
bevölkerung lehnte den Beitritt
zum EWR am 6. Dezember 1992
mit einem Nein-Stimmen-Anteil
von 50,3 Prozent ab. Die Stimm-
beteiligung betrug 78,7 Prozent,
der höchste Wert seit Einführung
des Frauenstimmrechts 1971. (lec)


